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Vereinbarung zwischen der bischöflichen
Kurie von Breslau und der preußischen
Regierung über die Besetzung der Propstei
von St. Hedwig in Berlin

Preußen beanspruchte bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts das

Patronatsrecht für die Propstei der 1773 geweihten St. Hedwigs-Kirche in

Berlin. 1850 wies der Breslauer Fürstbischof Melchior von Diepenbrock

es zurück. Die Regierung wollte dies nicht akzeptieren, da der Berliner

Propst zugleich fürstbischöflicher Delegat für Brandenburg und Pommern

war.

1854 fanden die Regierung und Diepenbrocks Nachfolger Heinrich

Förster einen Kompromiss. Das Kabinettsordre vom 4. Oktober 1854

hielt fest, dass der Fürstbischof den Propst in sein Amt einsetzte und ihm

als Delegaten die notwendigen Vollmachten erteilte. Zuvor musste er

die Personalie allerdings dem zuständigen Minister zur Genehmigung

vorlegen. Das Verfahren wurde auch in die revidierten Gemeindestatuten

von 1870 aufgenommen.
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